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Bgm. Seitzeröffnetum5 Uhrnachmittagsdie Sitzung .Eswird
eineReihevonGrundankäufen,sowieeinNachtragskreditfürdieTorf-¬
transportanlageimAdmonterTorfwerkderstädtischenLeichenbestattung
von60MillionenKronen,fernerderAusbaudesHochspannungsschalt-¬
hausesundder Umbauder Maschinenschaltanlageder UnterstationLeo¬
poldstadtderstädtischenElektrizitätswerkemiteinemKostenaufwand
von1440MillionenKronen ,ein Betragvon180MillionenKronenfür
einTransportautofürdiestädtischeLeichenbestattungundderBau
von Schienenanlagen an der Strassenbahnlinie in der gosensteingasse

undTaubergassezur Liniein der Hernalserhauptstrasse,der 220Millio-¬
nenKronenkostet ,genehmigt.

GR. Hieß( Soz. Dem. )berichtethieraufüberSubventionsansuchen
vonverschiedenenVereinenundKörperschaftenfür das Jahr 1923 .Der
grössereTeilderSubventionsgesuchewurdebereitswährenddesJahres
erledigt und es handelt sich nur um einen kleinen Nachtrag ,Insgesamt
hat die Gemeindeim vergangenenJahre mehrals . 5Milliarden anSub- ¬
ventionenbewilligt .

GR .Kunschak( chr . soz . ) :AlsObmanndes christlichsozialenGe¬
meinderatsklubswill ich vorerst daraufverweisen ,daßin derletzten
Gemeinderatssitzungmit demVorsitzendenvereinbart wurde ,daßnach
demReferatdes HerrnStR .Richterdie Sitzunggeschlossenwerdensoll -¬
te .VondieserTatsachehabeichals KlubobmannundhatderHerrBür-¬
germeister als nachfolgenderVorsitzender keine Kenntnis gehabt .Da- ¬

raushatsicheinMißverständnisergeben,dasdazuführte ,daßHerr
GR .Biberin seiner Redeunterbrochenunddie Verhandlungaufdie
heutigeSitzungverschobenwordenist .In der Oeffentlichkeit ,außer-¬
halb des Gemeinderates ,hat das zu der Mißdeutung geführt ,daßHerr
GR. Biberbetrunkengewesenwäre .Demgegenüberstelle ich mitallem
Nachdruckefest ,daß davonkeine Redesein kann ,absolut keineRede
sein kann .DerHerrGR .Biberwarallerdings aufgeregt ,weil ermeinte ,
es sei nun die Sitzung erledigt und er trotzdem zumWortaufgerufen
wurde .Er war darüber überrascht und empört ,daß ein gegebenes Verspre - ¬

chennicht eingehaltenwird .Ich stelle nochmalsfest ,daßdieBe¬
schuldigung,dieerhobenwordenist ,jedertatsächlichenGrundlageent-¬
behrt und mußnur mein lebhaftestes Bedauern aussprechen ,daß manin
einem Mitglied des Gemeinderates auch gleichzeitig die Würde des Ge - ¬

meinderatesso geringeingchätzt ,daßmanglaubt ,in dieserWeise ,mit
AngriffengegeneinMitglied-desGemeinderatesvorgehenzudürfen .Ich
hoffe ,daß eine solche Kampfesweisekeine Wiederholungmehrfindenwird
Nunerlaube ich mir zumGegenstand selbst kurz Stellung zu nehmen .Ich

willbemerken,daßichschonimFinanzausschußundimStadtsenatGe¬
legenheit genommenhabe ,darauf zu verweisen ,daß die uns heutevor - ¬
liegendenAnträgejenesMaßobjektiverWürdigungtatsächlicherLeistun-¬
genentbehren,dasmanvonderGemeindeverwaltunganzusprechenunbe-¬
dingt berechtigt is .DerVereinVolksleschalle ,der mit demAufwand
bedeutenderKräfte emLesebedürfnisder Bevölkerungentgegenkommt ,
hatkeineSubventionerhalten .Eswirdimmerbehaupgetmdaßdieser
Verein politische Propagandabetreibe .Der Verein hat aberselbst

überzeugen,daßdiesdarumangesucht ,die Gemeindemögesich
unrichtig ist .Ich beantrage ,daß diesem Verein eine Subvention von
10 Millionen Kronen bewilligt werden möge .Sie weisen auch einen Ge- ¬
sangsverein ab und begründendies damit ,daß Sie auch ihreArbeiter -¬
gesangsvereinenicht subventionieren .DerdeutscheVolksgesamgsverein,
den sie heute abweisen ,verfolgt vor allem den Zweckdemdeutschen
Volksliede zu seiner Bedeutungzu verhelfen .Ich beantrage diesemVer- ¬
eine eine Subventkonvoneiner Million Kronenzu bewilligen .DerVerein
für niederösterreichischeLandeskundewirdabgewiesen,weildurchdie
Trennungder Stadt WienvomLandeer für Wiennicht mehrvonBedeutung

sei .DiesscheintabernureinVorwandzuseinundichbeantrage,daß
dieserVereinebenfallsmiteinerMillionKronensubventioniertwird.

AbgewiesenwerdenauchzweiAsylvereinefür Studentenundichbeantrage
jedemdieserVereineeineSubventionvon10Millionenzugewähren.Der
Vereinfür Hauskrankenpflegewirdebenfallsabgewiesen,obwohlerwelt-¬

licheSchwesternbeschäftigt .Eshandeltsichhiersicherlichumkeine
christlichsozialeParteiinstitutionundichbeantrageauchdiesemVerein
miteinerMillionKronenzusubventionieren.DieHietzingerFreiwillige
Rettungsgesellschaftwirdabgewiesen ,obwohlsie sich der grösstenBe
liebtheiterfreut.AuchfürdieseGesellschaftersucheichumBewil¬
ligungeinerSubventionvoneinerMillionKronen.DerNaturheilverein,
derdurchseineTätigkeitsicherlichbemühtist ,denGesundheitszustand
derBevölkerungzuheben ,wirdabgewiesen.chbitte auchdiesemVer-¬
eineineMillionKronenals Subventionzugeben .Derösterreichische

Touristenklub,dersichdurchdieErschliessungdesWienerwaldesgroße
Verdiensteerworbenhat ,gehtleeraus ,obwohlderArbeitertouristen -¬
vereindieNaturfreunde,eineSubventionimvergangenenJahrevon100
MillionenKronenerhaltenhaD .Ichbeantragedeshalb ,diegleiche
SubventiondemösterreichischenTouristenklubzubewilligen.Insgesamt
handeltessichhierumeinenBetragvon135MillionenKronen,umden
sichnachAnnahmemeinerAnträgedieSummederSubventionenerhöhen
würde ,ein lächerlich geringer BetraggegenüberdemGesamtbudget.

StR .Speiser ;ImAnschlusseandie ErklärungdesHerrnKollegen
Kunschakmöchte auch ich mir erlaube ,an den Zwischenfall ,der sich in
der letzten Gemeinderatssitzungereignet hat undder in derOeffentlich-¬
keit erörtert wordenist ,einigeBemerkungenzu knüpfen .HerrKollege
Kunschakerklärt ,daßderdamaligeVorsitzendeGR.WeigleinVersprechen
gegebenhabeunddas Vereinbarungenbestandenhätten ,die Sitzungnach
demBeferatedesStR ,Richterszuschließen .HerrKollegeKunschakbe¬
findetsichmitdieserErklärungundAuffassungabervollständigimIrr¬
tum .Herr Kollege Weiglhat lediglich einen Wunschauf baldigenSchluß
derSitzungentgegengenommenundgesagt ,daßmannachdemnächstenFunk-¬
te derTagesordnungsehenwerde ,wiedieDingesichgestalten .Herr
Kollege Weigl hat auch gar keine bindende Erklärung abgegaben undVer - ¬

einbarung treffen können ,weil die letzte Instanz in dieser FrageIm
der Herr Bürgermeisterist .Wirhatten daher ein Recht über dieArt ,

wiederHerrGR,Biberhierzusprechenbegonnenhat ,überraschtzu
sein ,weilseineArtdernormalenparlamentarischenBehandlungnicht
entsprach .Wennwirklichernstlich der Wunschgeäußertwordenwäre ,wä- ¬

trotz derren wir gewißgerne entgegengekommenBisher war esüblich ,
scharfen Gegensätze ,die zwischenden zweigroßenParteienbestehen ,

Entgegenkemmenzuüben .FürdasVorgehendesGR. Biberkönnenaber
nurzweiGründebestimmendgewesensein .DerobjektiveGrund ,kann
darin gelegensein ,daßer die Absichthatte zu obstruieren .Wirhaben
alle den Eindruckgehabt ,daß Herr Biber eine Obstruktionsredehalten
wollte .DerzweiteGrundist einsubjektiverundwirwollenunsheute
durchausnicht auf seineErörterungeinlassen .Wishabenunsbisher
über die Führungder parlamentarischen Verhandlungenmit derMinderheit
stets verständigt und hoffen ,daß im Interesse einer geordnetenVer- ¬
waltungdiesauchkünftighingeschehenwirdkönnen.WasdenGegenstand
derjetzt zurVerhandlungsteht ,anlangt ,so will ich dazubemerken,
daßdieGemeindeaußerdiesenSubventionenauchnochaufandereArt
großeSummenfürBildungszweckeausgibt .DerGemeinderathatbehannt-¬
lich für armeStudentenStipendieneingeführt undes ist leichtaus
agitatorischenGründenausdergroßenMassevonSubventionsansuchen
einige herauszugreifen und Beiträge z .beantragen .
Wasdie Subventionender Naturfreundeanbetrifft ,is as bunSeibst -¬
verständlich ,daßeine Gemeindeverwaltung ,die in ihrerMehrheit
aus Vertretern der Arbeiterklasse besteht ,demArbeitertouristenverein
die Naturfreundesubventionierthabe .DieserVereintrage ganzbestimmt
auchnicht die HetzegegenirgendwelcheSchichtender Bevölkerungin
die Berge ,sondernwirkein dieser Hinsicht durchausversöhnlich .



GR. KernerUhr ,soz . )beantragt ,demVereinHauskrankenpflege ,
der sich unter den abgewiesenenVereinenbefindet ,eine Subventionvon
30 Millionen Kronenzu gewähren ,da dieser Verein eine ungemeinwohltä- ¬
tige Wirksamkeitentfalte .

GR.Paulitschke(chr. soz. )beleuchtetdieTätigkeiteinigerVer-¬
eine ,die in der Liste der abgelehnten Subventionen vorkommenundbean - ¬

tragt demLehrer - Capellachoreine Million ,denKinderschutzstationen
30 Millionen Subvention zu gewähren ,die Subvention für das Franz Josef - ¬

ambulatorium,demdiegeringeUnterstützungvoneinerMillionzugedacht
werde ,50 Millionen und demFrauenheim ,das gar nur 500 . 000Kerhalten
soll ,fünfMillionenzubewilligen.

GR. Stögererklärt ,der vorliegende Antrag sei vondem- selben
Geisteerfüllt wiedas ganzeBudgetfür das Jahr 1924 ,nämlichvondem
Geiste der Fäulnis zur Zerstörung und Zersetzung .Die Mehrheit gewähre

die Subventionen aus rein parteipolitischen Erwägungen undinsbesondere

auf dem Gebiete der Jugendfürsorge werden Organisationen unterstützt ,

die freimaurerische Tendenzenverfolgen ,darunter der Verein„Humanitas“
Die Mehrheitverweisealle Korporationen ,die sich mitJugendfürsorge
befassen an den Verbandfür weibliche Jugendfürsorge ,damit sie das
gesamteJugendfürsorgewesenin die Handbekomme.AusdiesemGrundegehe
die Mehrheitbei derVergebungderSubventionenparteipolitischvor ,
ohnesich umdas Interesse der Bevölkerungzu kümmern .Besonderskrass
trete die einseitige Bevorzugungvon Vereinenhervor ,wennmanbetrachte
wie die beiden Hausgehilfinnenorganisationen behandelt werden .Der

christliche Verbandder Hausgehilfinnenwurdemit seinemAnsuchenglatt

abgewiesen ,die sozialdemokratischeOrganisationhingegensubventioniert
obgleich sie ein viel kleineres Tätigkeitsgebiet umfasse .

DamVereinder christlichenHausgehilfinnenwurde
aucheine Wohnbausteuervon137 . 000Kvorgeschrieben .Dasist einuner-¬
hörter Parteiskandal .Ich beantrage ,daß demVereineineSubvention
von fünf Millionen gegebenwird .Der Verein Materadmirabilis nimmtsich
vorwiegendderWaisenpflegean ,Wennsie ihm10MillionenSubvention
geben ,ist das nur ein Gebotder Gerechtigkeit .Redrerstellt entspre -¬
chendeAnträge.

GR.Wawefka(chr. soz. )sagt,daßalljährlich ,wenndieSubventions
debstteabgeführtwerde ,zukonstatierensei ,daßsichdieMehrheitle-¬

diglich vonparteipolitischen Motivenleiten lasse .DerProtestder
MinderheitgegendiesesVerfahren ,sei bisherimmererfolglosgewesen.
DieGesuchewerdennurdurchdie rote Parteibrille betrachtetunddanach
die Entscheidunggefällt Rednerbeleuchtet einige Fälle undunterstützt
denAntragKunschakaufSubventionierungderVolkslesehalle.

Garnicht zu verstehensei , warumderAlpine
Rettungsausschuss eine duschaus neutrale Institution von der Gemeinde

nicht subventioniert werdesDieseRettungsorganisationmüssegeradein
den meisten Fällen Wiener zur Hilfe kommen ,es sei darum eine Selbstver “
ständlichleit ,dass sich die Gemeindeerkenntlich zeige .Rednerbeantrage

darum ,demAlpinenRettungsausschußeine Subventionvon10Millionen
Kronenzubewilligen .

GR ,Dr .Motzkoführt aus :Ausder Vorlage ersehe man ,daß21
OrganisationenundVereinemitSubventionenbedachtwerdensollen ,was
zusammenmitden38schonimJahre1923bedachtenOrganisationeneine
Zahlvon59Vereinen ,diesubventioniertwurden,ausmache,49Vereine
habemanabgewiesen .Die Gegenüberstellungdieser Zahlenzeige ,daßes
durchauskeinestolzeLeistungfür dieGroßgemeindeWienbedeute,
9 Vereinezu unterstützen .DerReferentbetonte ,daßdieSubventionen

stehs nachdemGesichtspunktestrengster Neutralität gewährtwürden
DasgenaueGegenteilonsei derFall .Rednerinbeschränkesichnur
darauf ,andrei großenBeispielendaszubeweisen .DasVolksheimauf
dereinenSeiteundderVereinVolkslesehalleaufderandernerführen
vollständig verschiedene Behandlung ,Manbetonebei BegründungdorAb¬

lehnungder SubventiondesVereinsVolkslesehalleimmerdiepartei -¬
politische Orientiertheit des Vereines .Auf der anderen Seite könne man

aberdurchausnichtbehaupten,dasetwadieLeitungspersonendesVereine
VolksheimnichtauchparteipolitischprononziertePersönlichkeienseien
Professor LudoHartmann ,Nationalrat Sever ,undnochmehereandere ,die



imDirektoriumdesVereinesVolksheimtätigsind,sindgewissausgespro-¬
cheneParteileute .AlszweitesBeispielsei anzuführendieBegensätzlicl
keitderBehandlungderbeidengroßenVerbände[Einigkeit"und„Verband
fürcheistlicheHausgehilfinnen".LetztererVerbandseiinWien
über14Jahreerfolgreichtätig ,währenddieTätigkeitder„Einigkeit"

als/einevollständigunbekanntemehreremalsschonüberhauptnichtmehrvor-¬
handeneanzusprechensei ,Fernerseihinzuweisenaufdieverschiedene
BehandlungdesVereines,Bereitschaft",derausgesprochensozialistische
ErziehungundBeeinflussungtreibeunddesMarienanstalt.DemVerein
BereitschafthabemanimverflossenenJahreeineSubventionvon25Mil-¬lionenKronendirektnachgeworfen,daderVereinumdieseSubventionbe¬

selbst nicht angesuchthabe ,Unterden MichtbedachtenVereinen/findet
sichauchderVereinMateradmirabilis,dereinziggroßartigaufdemGe-¬
bietderKinder -undJugendschutzpflegewirkt .DerVereinfürHauskranken-¬
pflege,derimabgelaufenenJahre66. 000Krankendiensteleistete ,wurde
trotzseinerungeheurenBedeutung,dieer fürunzähligeHaushaltehatte ,
nichtsubventioniert .GeradedieseFällezeigtenalle ,wiedieMehrheit
wahre Objektivität verkenntund sich nur vomparteipolitischen Erwägungen
leitenlässt .DerReichsbundderkatholischenJugend,derfürdiekörper
licheErtüchtigungundErziehungsowiefürdiegeistigeundseelische
Jugendpflegesoüberausersprießlichesleistet ,dersichin letzterZeit
auch ganz besonders in den Lehrlingsschutz ,umdie Vermittlung vonLehr¬
undKoststellenandieLehrlingekümmert,wurdeganzausserAchtgelassen.
RednerinmüsseandenGemeinderatdenAntragstellen ,diesemBundeeine
Subventionvon10MillionenKronenzugewähren.DerVereinMädchenschutz -¬
undFürsorge ,der Vereinfür Kinderschutzstationenundviele andereOrga-¬
nisationenwerdendirekt ignoriert .Rednerinstelle darumdenAntrag,
derSpitzenkorporationallerdieserVereine,demCharitasverband,eine

derformalenBe¬Subventionvon50MillionenKronenzugeben .In
handlungder SubventionsansuchenmüsseRednerinbemängeln ,daß sichhier
eineganzgewaltigeGeringschätzungdesSenatsodernurderMinderheitim
Senatzeige ,wennoftnichteinmaldieGutachtenderBezirksämtereinge-¬
holtoderentsprechendbeachtetwürden.EinesolcheBehandlungfordere
denschärfstenProtestder Minderheithefaus .DieBezirksämterhabeneinihre MeinungseivondenVereinen,diaRechtdaraufsich zu äußern ,was
imDezirkewaltenundtäcigsind .DieseformaleBehandlungist unmöglich.DieMinderheitkannnichtdui¬

den ,dassmanihrnureinenZettelvorlgtundjedeBegründungunter-¬
lässtDasisteineganzunglaublicheBehandlung,dieWiraufdas
schärfstezurückweisenmüssenSiezeigendassSievollkommenignorie¬
ren ,welcheFaktorenfür eine sachlicheFütsorgevonBedeutungsindDie-¬
seErledigungist eineParteidiktaturvonoben ,dieausderFürsorge
einInstrumentderParteipolitikmachenwill .WirwerdenIhnenaufdie¬
semWegenienmalsfolgen(StarkerBeifallbeidenChristlichsozialen)

GR. Orel( chr . soz . )beantragtdemGreisenasylderBarmherzigen
SchwesterneineSubventionvon50MillionenKronenzubewilligen.Weiters
unterstützterdenAntragaufBewilligungeinerSubventionvon100Millio-¬
nenKronenandenösterreichischenTouristenklub ,der160kmWaldwegemit
neuenMarkierungenversehenhat ,die der gesamtenBevölkerung,diedie
nächstenAusflugsgebietebesucht ,zustatten kommen.DerVereinseitrotz -¬

demmit seinenSubventionsansuchenabgewiesenworden.
GR.Preyer(chr. soz. ):ErhathaitzuwenigroteMarkierungenge-¬

macht(Heiterkeit).GR .Rotter( chr . soz . )tritt für die SubventionterungeinigerVer-¬
eineein ,dieaufderListederAbgewiesenenstehen ,insbesonderespricht
er sichwarmfüreineUnterstützungdesVereinesfürLandeskundeundfür
einehöhereSubventionandenDombauvereinaus .EsseiPflichtundSchul¬
digkeitder Gemeindeverwaltung,alle Vereinezu unterstützen ,diesich
dieAufgahegestellthaben ,dasAndenkenandiefrühereZeitwachzuer-¬
halten ,HiersolleskeineParteiunterschiedegeben.BeiderZusammenstel-¬
lungdesnächstjährigenBudgetsmögedieMehrheitaufdiesedurchausbe¬
rechtigtenWünscheBedachtnehmen.



GR.Kunschakberichtigttatsächlich:StR,Speiserführteaus ,daß
von einer Vereinbarunghinsichtlich des Schlusses der Sitzung keineRede
gewesensei und ich mich meinerseits im Irrtum befunden habe .Demgegen¬
über stelle ish fest ,daßder VorsitzendeGR .Weiglausdrücklicherklärt
hat ,es kommenochdasReferatRichterundwerdesodanndie Sitzungge-¬

schlossen.
GR.Weiglberichtigttatsächlich: WährendmeinesVorsitzeswurde

voneinen SchriftführerundvomHerrnStR .Rummelhardtan
michdie Anfragegerichtet ,wanndie Sitzung geschlossen werdensolle .
Ich erklärte ,daß nach demReferate des StR .Speiser das ReferatRichter
noch unbedingt vorgerommen werdenmüsse .

BgmeSeitz:EinMißverständnisinsolchenDingensolltewohlüber-¬
hauptnicht möglichsein ,denndie Einteilung der Sitzunghängtdurchaus
vomBürgermeisterab ,derimEinvernehmenmitdenObmännernderbeiden
großenParteien ,seine Entscheidungentrifft .Ich ersuchedarumeinfür
allemal zur Kenntnis nehmenzu wollen ,daß ein Vorsitzender ,dernur
vorübergehend den Vorsitz führt ,die Sitzung nicht ohne weiters schließen

kann
GR,HiesSchlusswort):DerHerrGR,Kunschakhatinsehranerken-¬

nenswerter Weiseerklärt ,daß die Gemeindeaus finanziellen Gründengewiß
gzwungen ist ,bei der Vergebung von Subventionen sich äußerster Sparsam - ¬

keit aufzuerlegen .Demgegenüberbekrittelte Herr GR ,Paulitschke diese
Sparsamkeit .Ich möchtedarumdie Herren und Damender Minoritätschon
ersuchen sich entweder für das eine oder das andere zu entschließen .Die

FragedesVereinesVolkslesehalletauchtalljährlichwiederauf ,Essollte
nun doch schon allen zumBewusstseingekommensein ,daß einVergleich
dieses Vereinesmit demVereinVolksheimoderdemVolksbildungshausnicht
zu machenist .Wirsubventionierendie genanntenVereinenicht ,weilsie
eine Bibliothekunterhalten ,sondernweil sie in großemAusmaßeKurse
veranstalten ,in denenbreitesteSchichtenderBevölkerung,diewegen
ihrersanstigenBeschäftigungnichtGelegenheithaben ,sichdemStudium
zu widme ,dieses ermöglicht wird .Wasden Verein derHauskrankenpfløge
betrifft ,will ich durchausnicht ableugnen ,daßdieser Vereinvielleicht

ganzgewaltigesauf demGebietder Krankenpflegeleistet .Ich willaber
zugleich konstatieren ,daß dieser Vereinein Statut besaß ,das derGe- ¬
meindeim Vereineeine Vertretungzusicherte .DerVereinhat nunsein
Statut geändertundso eineVertretungder GemeindeinnerhalbdesVerei -
nesunmöglichgemachtEsist selbstverständlich ,daßdie Gemeindedie-¬
se gegensie gerichtete Feindesaligkeit nicht mit GewährungeinerSubven
tion beantwortenwird .Wasdie Subventionder Naturfreundeanlangt ,hat - ¬
te ichschonseinerzeitGelegenheitdaraufhinzuweisen,laßes sichhier
darumhandelte ,denNaturfreundenUnterstützungzugewährenbeiihrer
BestrebungHüttenzubauen ,dasonstZehntausendevonWienerTouristen
ddeder Arbeitsklasse angehören ,wegender feindseligen Abschliessungvon

SeitederanderenTouristenvereinigungenkeineUnterkunftsmöglichkeih
bei ihren Tourenfindenwürden ,WasdenAntragder GRin .MotzkodenCha-¬
ritasverbandmit50MillionenKronenzu subventionieren ,betrifft ,muß
chsekneAblehnungvorschlagen,dadieserVerbandumeineSubvention
garnichtangesuchthatunddieGemeindesolchenOrganisationenüber¬
hauptkeineSubventiongibt ,sondernder Verbandfür freiwilligeJugend
fürsergeausgiebigsubventioniertwirdunddieihmangeschlossenen
Vereinezuunterstützenhat .DerCharitasverbandist aberausdiesem
Jugendfürsorgeverbandausgetreten,wasdochnichtderGemeindeden
Anlaßbieten darf ,ihi gesondert zusubventionieren .
Der Alpine Rettungsausschuß wurde deshalb nicht gesondert subventionier

weil wir ihn an denSportaausschußder Gemeinde ,als diezuständige
Stelle ,gewiesen haben .Er ist also nicht abgewiesen worden ,sondern
wird vomSportausschuß behandelt werden .Die heutige Minderheit

solltesichhüten ,überdiegegenwärtigenSubventionsveriei-¬
hungenvomparteipolitischenStandpunktzusprechen,Ichwäresonst

über die Subventionsverleihungen unter dergezwungen,
istlichsozialenVerwaltungzusprechen,wasderOppositionsicher-¬

lich nicht angenehmsein dürfte .Ich bitte die AnträgederMinderheit
abzulehnen und die Anträge des Stadtsenates zugenehmigen .Bei der Abstimmungwird der Referentenantragunverändertange- ¬

nommenund die Anträge der Minderheit abgelehnt .



tet über einen Grundtausch zwischen demBriegsge - ¬Gk otesaSen
geschädigtenfonds,demWienerBürgerspitalfondsundderGemeindeWien
undbeantragg,dassdemKriegsgeschädigtenfondsdasdemBürgerspital-¬
fondsgehörigeGutSpitz an der Donauüberlassenwird ,derBürgerspi-¬
talfondsdafürvonderGemeindeeineReihevonLiegenschaftenerhält

die GemeindevomKriegsgeschädigtenfondsdas Hausin derLerchen¬
felderstrasse 1 unddas ehemaligeHofwaschhausin derFranzensbrücken -¬
strasse bekommt.

Die Anträge werdenöhne Debatteangenommen.
GR .Koprivabeantragt ,dassdie ehemaligeStellwagengarageinFavori-¬

ten neu verpachtet werden soll und legt den Pachtvertrag vor .

GR .Untermüller( chr . soz . )verweistdarauf ,dass in diesemPachtvertrg
die Mietein Goldkronenfestgesetztwordenist ,währenddieSozialdemo-¬
kratenvor der Wahlgegendie Goldmietegekämpfthaben .Unmittelbarnach
der Wahlist also das Gegenteil eingetreten und die Mehrheit desGemein
derateskommejetzt mitdemGoldkronennins .Freilichgeschiehtdiesnur
auf der Einnahmenseiteunddieser Vertragzeige ,dassdie Gemeindebei
der Festsetzung dieser Goldmietegar nicht engherzig gewesenist ,son¬
dernvonJahrzuJahrentsprechendeSteigerungenvorgesehenhabe .Da¬
durcherleidedasMieterschutzproblemeinenstarkenStossundeswäre
interessant zu erfahren ,warumTheorieundPraxissich so starkverän-¬
dert haben .

DerReferenterwidert ,dassbeiderletztenVerpachtung,dieimJah-¬
re 1919erfolgte ,GemeinderatBibersich überdenviel zuniedrigenZins
mokiert habe ,währendjetzt ein anderer christlichsozialer Gemeinderat

dieMietezuhochfinde .ErwäredochbesserdiesderUnternehmungzur
Beurteilung zu überlassen ,die sicherlich ihre Interesen zu wahrenver - ¬
stehenwird .Dasdie Gemeindebei diesemPachtvertragkeinerleiHinter-¬
gedankenmit demMieterschutzproblemhatte ,brauchtwohlkaumgesagtzu

werden .
Eswirdhieraufder Pachtvertraggenehmigt .
GR. Fischerberichtet ,dassdemstädtischenElektrizitätswerkim

Jahre 1923 eine Summevon 40 . 750Millionen Kronen für 78 . 000Elektri - ¬
zitätszählerbewilligtwordenist . FürdieseZählersei nuneinNach¬
tragskreditvon466 ' 6MillionenKronenerforderlich ,dessenBewilligung
erbeantragt .

GR. Schelz( christ . soz . ) erklärt ,dass gegen diesen Betragnichts
einzuwenden sei Es sei aber bemerkenswert ,dass die gegenwärtige Verwal - ¬
tung erst nach vier Jahren ,als die Wahlenknappvor der Tür standen ,die
se Zählerangeschaffthabe ,währendfrüher nur Pauschalanlagenerrichtet
wordensind ,die für die Bevölkerungeine Riesenlast bedeuteten ,danie - ¬
mandso viel verbrauchenkonnte ,als er bezahlenmusste .NachdenWahlen
geht es wieder langsamermktder Zähleranbringungund gegenwärtigsind
noch immer zehntausend Pauschalanlagen vorhanden .Eine grosse Ungerech¬
tigkeit an den Siedlern darf wohl nicht übersehen werden ,die darin lieg

dassdie 270Siedlerauf demRosenhügelsich die Zählerselberbezah¬
len müssen ,ihr StromkonsumvondenElektrizitätswerkendurchdreiHaupt
zähler gemessenwird ,währendsich die Siedler ihren Einzelkonsumdurch

privateAbleserfeststellenlassenunddafürnochseparatzahlenmüssen
AlleMenschenin WienerhaltendieStrassenbeleuchtungumsonst,dieSied
ler müssenaber für die Beleuchtungihrer Siedlung selbst zahlen .

Der Referent teilt mit ,dass die Zählerfabriken nicht so rasch lie - ¬
fern können ,als dies notwendig wäre .Gegenwärtig sind siebentausend An- ¬
schlüsse noch fertigzustellen .In der Siedlungsanlage auf demRosenhügel
sei eine andere Formder Stromkonrtolleunmöglich ,übrigens sind dortal - ¬

le UebereinkommenimengstenEinvernehmenmitderGenossenschafterfolgt
DerAntragwirdsodannangenommen.



FR .SiegelbeantragtdenbekanntenWohnhausbauaufdemQuarinplatzinFa¬
voriten .
GR .Biber ( chr . soz . )erklärt ,dass GemeinderatKunschakbereits zuBeginn
der Sitzung in einer Erklärung den Standpunkt der Minderheit zu demVor- ¬
kommnisin der letzten Sitzungdargelegthabe .Eseräbrigtsichdaher ,
weiter in die Sacheeinzugehen . Wendas vorliegendeWohnbauprojektan- ¬
langt ,so muss frei und offen zugegeben werden ,dass es eine glückliche

lösung der gestellten Aufgabeist .Die beiden Architekten habendamit
einenhhhenBeweisihrer TüchsigkeiterbrachtDieRaimausnützung ,dieGe-¬
staltungder Wohnräume,die Lösungder FragedesVerkehrsmussalsüber-¬
ausglücklichbezeichnetwerden.DerReferenthatunrecht,wennermeint,
dass die Opposition nur rede ,um zu kritisieren ,dieses Beispiel zeige

deutlich das Gegenteil .Es wäre daher zu wünshen ,dass Anregungender

Minderheitauchbeachtetwerden.
GR. Orel(chr. soz. )Essollenin diesemBauwiedersiebenhundertbis

tausendMenschenwie in einemKaninchenstallzusammengepferchtwerden.
Dieser Zustandist aber unwürdig .Jeder der arbeitet ,hat einwohlbe-¬
gründetesRechtauf ein eigenesHaus .Solcheriesige Steinbautenkönnen
nur aufgeführt werden ,von einer Verwaltung ,die nichts anderes als Her - ¬

renmenschenbrauchenkann ,Keinfreier Menschwird in einer solchenMiet- ¬
kasernefreiwilligundgernewohnen,NamensderkommendenGeneration
mussgegendiese Bautenschärfstens protestiert werden .Für dieSied-¬
lungsbewegunggibtdieGemeindevielzuwenigKredite,wasdarinbe¬
gründetist ,dassSiefürchten ,dieMenschendannausIhrerGewaltzu
verlieren.IchkannfürdiesesProjektnichtstimmen.

GR .Siegel erklärt ,dass auch bei der Mehrheit ausgesprocheneFana¬
tiker desFlachbauessind ,dieseFrageist nochnichtentschaeden.Wurde

n die WünschedesGemeinderatesOrelwegenderSiedlungenberück-¬
Nichtigen,dannbrauchtmandazueineFläche,diesogrössseinmüsste,
als die BezirkeOttakringbis einschliesslich DöblingundnochFlorids -¬
dorf dazugenommen.Die Gemeindewird in diesemJahre 1200Siedlungs-¬

zäuser bauenundbeweistdamit ,dass sie durchausnichtsiedlungsfeind¬
lich gesinntist .

Bei der Abstimmung wird der Referentenantrag angenommen ,

GR .Siegel beantragt denBaueines grossenWohnhausauf demAlser¬
grund .

GR. Orelbemerkt,dassdieGemeindedenSchrebergärten,derenGrün-¬
desie zumWohnhausbaubrauche ,sogarmitdemWasserentzugdrohe ,wenn
sie auf einer Ablösebestehen .Essei dies in der FelixMottlstrasse
der Fallgewesen.

GR ,Schleifer ( soz . )erklärt ,dass auf demAisergrundviele alte

Häuserstehen ,die längstschonbaufälligsindundes sei derchrist¬
lichsozlalen Verwaltungniemalseingefallen helfend einzugreifen .In
der Pazellangasse werde jetzt das grosse Gebäude des Ministeriums

Arbeiten
für öffentlichefrei unddie Bevölkerungerwarte ,dassdiesesGebäude
für Wohnzweckeverwendetwerde ,damit vor allem wohnungssuchendeEi - ¬
senbahnerunterkommen .

NachdemSchlusswortdesReferentenwirdderAntragangenommen.
GR. Siegelbeantragthierauf ,dassaufderSchmelzein grosserWohn¬

hausblock ,neunHäuserumfassend,errichtetwerdensollundbemerkt,dassdie
PlänevondenMünstlerndesStadtbauamtesausgearbeitetwordensind ,die
wirklichvorbildlicheArbeitgeleistethabenundihrenKollegeninder
frekenKunstvollkommenebenbürtigsind .

GR .Orelbemängelt ,dassan der Vorlagegegenüberderletzten
SittungVeränderungenvorgenommenwurden,durchdieeinigegrössereWoh-¬
nungenwegfallen.Esfreueihnübrigens,dassheuteeinmaleinMitglied
derMehrheitredendurfteundwerdeerdieseRededazubenützen,umüber
einigeWohnungsschiebungenzureden.AuchGemeinderatSchleiferhabeseit
seinemEinzugin das Wohnungsamtseine Wohnungvergrössert .Nochbesser
wirtschafteaberBezirksvorsteherKlepell,dersichgleicheinganzes
Schlossfür seine Parteiheimesicherte unddort auchwohnt .
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DRednerbehauptetdann,daGimCzartoryskischlösseleinigeWohnun¬
gen nur deshalb für baufällig erklärt wurden ,umdie alten Parteien
herauszubringenunddafür andereeinzusetzen .BezirksvorsteherKlepell
habe mit den Geldern ger ganzen Pevölkerung aus diesem Schloß für die
sozialdemokratische Partei ein Heimgeschaffen .Dazuwurdeaber auchdas
Geld der Gemeindeverwendet .Städtische Beamtehaben Arbeitslöhneausge - ¬
zahlt ,städtischeWagenwurdenbeidemBauverwendetundauchsonster-¬
freute sich dieser Bau der grössten Unterstützung derGemeindeverwaltung.
Eswirdsogardavongesprochen ,daßein ganzesJahr hindurchder fürdem
AntriebvonMaschinennotwendigeStromentnommenwordenist ,ohnedaß
dafür auch nur ein Heller bezahlt worden wäre Es wurde mir auchjede

Akteneinsichtverweigert.WerdaderSchuldtragendeist ,mußdochfest-¬
gestellt werden .Es handelt sich hiereine Korrup-¬
tion ,wienurmitdemFallZeignerverglichenwerdenkann.Wennauch
nurderzehnteTeil dessen ,wasmandemBezirksvorsteherKlepollvorwirft ,
wahr ist ,

Adannmußer verschwinden .Rednerstellt schließlich denAntrageinege- ¬
richtliche UntersuchungüberdiesenFalleinzuleiten .

Bgm. Seitzteilt mit ,daß nach der Verfassungjeder Gemeinderatdas
Rechthat in AkteEinsickt zu nehmen ,die in demGemeinderatsausschuß,
demderGemeinderat angehört ,verhandeltwerden .Dieswurdeauchdem
HerrnGR ,Orelmitgeteilt .

GR. Linder( Soz .Dem. ) erwidertauf die Angriffe des GR. Orelgegenden
BewirksvorsteherKlepell .Ersagt ,er wollenichtuntersuchen ,wieviel
christlichsozials Gemeinderäte in den letzten Jahren ihre Wohnungenge - ¬

wechselthaben ,solcherein persönlicheAngelegenheitenzu Angriffenin
deröffentlichenGemeinderacssitzungzubenützen ,bliebdenChristlich-¬
sozialenvorbehalten .DasCzartoryskischlösselwurdevonderfrüheren
christlichsozialenVerwaltungderartvernachlässigt ,daßeseinzustürzen
drohte .Fußboden und Fensterstöcke wurden davon getragen und die ganze

Anlage machte einen trostlosen Eindruck .Nunhat sich eine Scharbraver

undfleißiger Arbeitergefunden ,die dieses Gebäudefür dieJugendfürsor-¬
gerettenwollten .HundertedieserbravenLeutehabentäglichnachBe-¬
endigungihrerBerufspflichtendieschwestenArbeitengeleistet ,sieha¬
benihre freien Samstagnachmittage,ja sogarjedenSonntagdazuverwen-¬
det ,umaus der Ruineeine Heimstättefür die Jugendzu schaffen .Eswur¬
de auchgefragt ,woherdasGeldfür die Bauarbeitengekommenist wobei
manes nicht unterlassenkonnte ,der EhredesBezirksvorstehersnahezutre-¬
ten .Ich stelle fest ,daß eine Opferwilligkeit ,wie sie eben nurSozial - ¬
demokratenaufbringenkönnen ,diesesWerkermöglichthat .DieArbeiter
habennicht wenigerals 104000unentgeltlicheArbeitsstundengeleistet
unddadurchwares möglichdie Bauschädenzubeseitigenundein Heimzu
schaffen ,aufdasderBezirkWähringheutestolzseinkann .Indiesem

Heimsindauch13Wohnungengeschaffenworden .Wasdie Vergebunganlangt,
so kannder Vorwurfeines parteiischenVorgehensernstlich kaumgemacht
werden ,es sei denn ,daß die Minderheit ein solches Vorgehenzuverant .
worten hätte .Alle Wohnungenin diesem GebäudewurdenvomWohnungsamt
vergebenund in der Kommissionssitzungwar auch einchristlichsozialer
Mandataranwesend ,der zustimmte .BezirksvorsteherKlepellhat nurauf
Drängendes Vereineszur Erhaltungdes Jugendheimes ,dessenPräsident
er ist ,in diesemGebäudeeine Wohnungerhalten ,die übrigensnuraus
zwei Zimmernbesteht .Der Redner verliest dann mehrere amtliche Proto¬ - ¬

kolleüberdenZustanddesCzartoryskischlössels ,ausdenenhervorgeht,
daß dieses Gebäudevonder Einsturzgefahrbedrohtwar ,so daß diealten
ParteienihreWohnungenverlassenmussten.

GR.Orel(chr.soz.)erklärt,daß die schadhaftennölzenen
Trägerin diesemGebäudebis heutenochnicht ausgewechseltwordensind .
Ueberdie unberechtigteStromentnahmehabeer keineAusklärungerhalten .
Eswurdeauchnicht gesagt ,daßvomStadtbauamtein Beanterzugewiesen
wordenist .Bei Bezirksvorsteher Klepell habe es sich umeineWohnungs- ¬
verbesserunggehandelt.

BezirksvorsteherKlepell( Soz.Dem. )teilt mit ,daßerimCzartorys-¬
kischlösseleineZweizimmerwohnungvomWohnungsamtzugewiesenerhielt ,
und/dafür seine Wohnung ,bestehend aus Eimmer ,Kabinett und Küchedem
Wohnungsamteübergab ,in die eine tiegerwitwe mit sechs Kinderneinzog .
Manhätte könnendie alten Parteien ohne weiters delogieren ,da dieWoh- ¬
nungenzusammenzustürzendrohten .Der Redner bespricht nunausführlich ,
wie die frühere christlichsoziale GRin .Kurzbauer ,die in diesem Gebäude

eine Ausspeisung geführt hat ,wirtschaftete .Die Gemeindeerhielt weder
eineMiete ,nochwurdedasGebäudeinstandgehalten.Esist dahersehr
sonderbar ,wennmanden Leuten ,die aus demverfallenden Schloßeinpräch¬
tiges Heimgeschaffenhaben ,Vorwürfemachtundsdegrundlosvardächtigt.

Gegenwärtigwerden täglich in diesem Jugendheim1700 Kinderausgespeist ,
was in einer Küchegeschehe ,die durch freiwillige Arbeitsleistungenge¬
bautwordenist .

GRin ,Motzko( chr,soz . )stellt fest ,daßmanin Währinganfangsge- ¬
glaubthabe ,dasCzartoryskischlösselwerdeeinHeimfüralleKinderwer-¬
den ,währendes aber jetzt nur ein Parteiheim und ein sozialistisches Kin- ¬

derheimsei .Darin liegt der Vorwurf .Die Angriffe gegendie frühereGRin .
KurzbauerseienunbegründetundirgendwelcheVorkommnisse,diezur
Kritik Anlaßgebenkönnten ,nicht zuverzeichnen

GR. Siserschildertdie„Schloßwohnung "desBezirksvorstehers
Klepell ,die er nochseine alte Mutter hineingenommenhat unddie
nichts wes ist ,als eine richtige Proletarierwohnung.Esbli
demHerrOrelvorbehalten,derartigeVerleumdungenauszustreuen
Esmagdasfelleichtdaraufzurückzurührensein ,daßdiechristlich¬
sozialePartei sich nochimmernichtdarüberberuhigenkönne ,daßsie
auchin WähringbeiderletztenWahldurchgefallenist ,Esseiuner
höit ,daß maneinen Mann ,der aus demArbeiterstand aufgestiegen ist

unddieTatkraftaufgebrachthat ,einsogroßesWerkfürdieJugendzu
schaffen ,derart beleidige .Er hoffe ,daßauch nichtalle
christlichsozialenGemeinderätedasVorgehendesHerrnOrelbilligen

werden.
GR.KunschakmeintdaßGROrelkonkreteAnklagenvorgebrachthat,

mitdenensichdochderGemeinderatbeschäftigenMüsse,Freilichliege
einIrrtumvor ,wennGR,Orelmeint ,daßeinegerichtlicheUntersuchung
eingeleitetwerdenkann .EinesolchekannderGemeinderatnichtbe¬
schließen .DerGemeinderatkannaber aus seiner MitteeineUnzersuchungs¬
kommission wählen ,die den Sachverhalt zu überprüfen hat ,Sicher sei ,

daßindiesemGebäudesozialdemokratischeOrganisationenihrenSitzhaben

Damitist dieDebatte,diesichoftsehrstürmischgestaltete,
beendet .DerReferenterklärt ,daßera uf ein Schlußwortleichtverzich-¬
ten könne ,da zudemReferatüberhauptnichtsgesagtwurde .Eswird
hieraufderReferentenantragangenommenunddieSitzungum1Uhr10Mänu
tengeschlossen
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